
 
 

§ 5  
Zulassungsvoraussetzungen 

 

(1)  Zugelassen werden dürfen  
 

1.  natürliche Personen,  
2.  nicht rechtsfähige Personenvereinigungen des Privatrechts, die auf Dauer 

angelegt sind,  
3.  juristische Personen des Privatrechts,  
4.  Kirchen, andere öffentlich-rechtliche Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften, jüdische Kultusgemeinden,  
5.  Hochschulen.  
 

(2)  Die Zulassung setzt voraus, dass der Antragsteller oder die Antragstellerin  
 
1.  unbeschränkt geschäftsfähig ist, die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 

Ämter nicht durch Richterspruch verloren und das Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung nicht verwirkt (Art. 18 Grundgesetz) hat,  

2.  gerichtlich unbeschränkt verfolgt werden kann,  
3.  einen Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 

hat,  
4.  nicht aufgrund von Tatsachen Anlass zu Bedenken gegen die 

zuverlässige Erfüllung seiner Pflicht nach diesem Gesetz gibt,  
5.  erwarten lässt, jederzeit wirtschaftlich und organisatorisch in der Lage zu 

sein, eine Rundfunkveranstaltung durchzuführen, die den programmlichen 
Anforderungen dieses Gesetzes entspricht.  

 
(3)  Öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter und von diesen abhängige 

Unternehmen und Vereinigungen (§ 17 Aktiengesetz) dürfen sich an 
Veranstaltern, die der Zulassung nach diesem Gesetz bedürfen, im Rahmen 
der für sie geltenden Bestimmungen mit bis zu einem Drittel der Kapital- und 
Stimmrechtsanteile beteiligen. 

 
 

§ 6  
Inkompatibilität 

Nicht zugelassen werden dürfen  

1.  Veranstalter, deren Mitglieder, Gesellschafter, gesetzliche oder 
satzungsmäßige Vertreter zugleich gesetzliche oder satzungsmäßige Vertreter 
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind oder zu diesen in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis in leitender Stellung stehen. § 5 Abs. 1 Nr. 4, 5 
bleibt unberührt,  

2.  Unternehmen und Vereinigungen, die von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts abhängig sind (§ 17 Aktiengesetz),  



3.  Veranstalter, deren Mitglieder, Gesellschafter, gesetzliche oder 
satzungsmäßige Vertreter zugleich Mitglieder der Bundesregierung, einer 
Landesregierung oder einer ausländischen Regierung sind,  

4.  Veranstalter, deren Mitglieder, Gesellschafter, gesetzliche oder 
satzungsmäßige Vertreter zugleich Mitglieder eines Organs eines öffentlich-
rechtlichen Rundfunkveranstalters sind oder zu diesem in einem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis stehen,  

5. politische Parteien und Wählervereinigungen und von diesen abhängige 
Unternehmen und Vereinigungen (§ 17 Aktiengesetz). 

 

§ 62 
Zusammensetzung der Veranstaltergemeinschaft 

 
(1) Die Veranstaltergemeinschaft muss von mindestens acht natürlichen Personen 

gegründet werden, die von folgenden Stellen bestimmt worden sind:  
 
1.  Evangelische Kirchen,  
2. Katholische Kirche,  
3.  Jüdische Kultusgemeinden,  
4.  Kreistag, Rat der kreisfreien Stadt, Vertretungskörperschaft einer  
 sonstigen kommunalen Gebietskörperschaft oder mehreren  
 Gebietskörperschaften nach § 63 Abs. 1 Satz 3,  
5.  Gewerkschaftliche Spitzenorganisation mit der höchsten Mitgliederzahl im  
 Verbreitungsgebiet,  
6.  Arbeitgeberverband mit der höchsten Mitgliederzahl im  
 Verbreitungsgebiet,  
7.  Jugendring des Kreises, der kreisfreien Stadt oder der sonstigen  
 kommunalen Gebietskörperschaft,  
8.  Sportbund des Kreises, der kreisfreien Stadt oder der sonstigen  
 kommunalen Gebietskörperschaft,  
9.  Wohlfahrtsverbände (Arbeiterwohlfahrt, Caritasverband, Deutscher  
 Paritätischer Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches  
 Werk),  

 10.  anerkannte Naturschutzvereinigungen im Sinne des § 66 Absatz 1 des  
 Landesnaturschutzgesetzes,  
11.  Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e. V.,  
12.  Verlegerinnen und Verleger von Tageszeitungen mit Lokalausgaben im  
 Verbreitungsgebiet,  
13.  Gewerkschaft ver.di, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen, sowie Deutscher  
 Journalisten-Verband, Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.  
 

(2)  Die Stellen, die kein Gründungsmitglied bestimmt haben, können eine 
natürliche Person als Mitglied, im Falle des Absatz 1 Nummer 4 zwei natürliche 
Personen als Mitglieder der Veranstaltergemeinschaft bestimmen. Der Verein 
muss diese Stellen unverzüglich nach der Gründung auffordern, die 
Bestimmung vorzunehmen. Erfolgt die Bestimmung nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Zugang der Aufforderung, bedarf die Aufnahme einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der nach Absatz 1 bestimmten Mitglieder. § 63 gilt 



entsprechend.  
 

(3)  Dem Verein muss als Mitglied je eine weitere natürliche Person aus dem 
Bereich Kultur und Kunst, aus dem Bereich Bildung und Wissenschaft, aus dem 
Kreis der Mitbürgerinnen und Mitbürger mit Migrationshintergrund, aus dem 
Kreis der örtlichen Organisationen von Menschen mit Behinderungen sowie aus 
dem Bereich der Bürgermedien im Verbreitungsgebiet angehören. Über die 
Aufnahme kann erst nach Abschluss des Verfahrens nach Absatz 2 
beschlossen werden. Sie bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der von den in 
Absatz 1 genannten Stellen bestimmten Mitglieder.  
 

(4)  Dem Verein können bis zu vier weitere natürliche Personen als Mitglieder 
angehören. Absatz 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. Der 
Aufnahmebeschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der in Absatz 1 und 
3 genannten Mitglieder.  
 

(5)  Die weiteren Mitglieder nach Absatz 3 und 4 werden für sechs Jahre gewählt. 
Die Wiederwahl ist zulässig.  
 

(6)  Dem Verein dürfen höchstens 23 Mitglieder angehören.  
 

(7)  Die LfM regelt die Einzelheiten über die Einberufung einer 
Gründungsversammlung.  

 
 

§ 63  
Bestimmung der Gründungsmitglieder 

 
 

(1)  Von den in § 62 Abs. 1 Nr. 4 genannten Stellen werden zwei Mitglieder 
bestimmt, die nach den Grundsätzen der Verhältniswahl (d`Hondtsches 
Höchstzahlverfahren) gewählt werden. Umfasst das Verbreitungsgebiet nur 
einen Kreis, eine kreisfreie Stadt oder eine sonstige kommunale 
Gebietskörperschaft, erfolgt die Bestimmung durch die jeweilige kommunale 
Vertretungskörperschaft. Umfasst das Verbreitungsgebiet mehrere 
Gebietskörperschaften oder Teile davon, die nicht über eine gemeinsame 
kommunale Vertretungskörperschaft verfügen, erfolgt die Bestimmung 
gemeinsam durch diese Gebietskörperschaften.  
 

(2)  In den übrigen Fällen wird nur ein Mitglied bestimmt. Soweit nach § 62 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 und 5 bis 13 mehrere Stellen genannt sind, können sie nur 
gemeinsam ein Mitglied bestimmen. Die Bestimmung richtet sich nach den 
jeweiligen Vorschriften der Stellen. Sie erfolgt durch die Gliederung, die für das 
gesamte Verbreitungsgebiet zuständig ist. Erfüllen mehrere Gliederungen diese 
Voraussetzung, werden sie durch die unterste Gliederung bestimmt.  
 

(3)  Die Gründungsmitglieder werden für sechs Jahre bestimmt. Die erneute 
Bestimmung ist zulässig. Nach Mitgliedschaft in zwei aufeinander folgenden 
Amtsperioden soll ein Wechsel vorgenommen werden.  
  



 
(4)  Die in § 62 Abs. 1 Nr. 4 genannten Stellen sollen ebenso viele Frauen wie 

Männer benennen. Die anderen in § 62 Abs. 1 genannten Stellen sollen Frauen 
und Männer alternierend benennen. Die Anforderungen nach Satz 2 entfallen 
nur, wenn der jeweiligen Institution wegen ihrer Zusammensetzung eine 
Entsendung von Frauen oder Männern regelmäßig oder im Einzelfall nicht 
möglich ist.  
 

(5)  Die Mitglieder müssen den Stellen, die sie bestimmt haben, nicht angehören. 
 
 

§ 64  
Mitgliedschaft 

 
(1)  Die Mitglieder sind ehrenamtlich für den Verein tätig. Sie haben bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben die Interessen der Allgemeinheit zu vertreten 
und sind hierbei an Aufträge oder Weisungen nicht gebunden. § 95 Abs. 1 und 
2 Satz 1 und 2 findet entsprechende Anwendung.  
 

(2)  Sie müssen die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 Nr. 1 und 4 erfüllen, im 
Verbreitungsgebiet ihre Wohnung oder ihren ständigen Aufenthalt haben und 
dürfen nicht zu den Personen gehören, deretwegen Veranstalter nach § 6 Nr. 1, 
3 und 4 von der Zulassung ausgeschlossen sind. Mitglieder des Europäischen 
Parlamentes, des Bundestags oder eines Landtags, Beamtinnen und Beamte, 
die jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, 
Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte, mit Ausnahme solcher an Hochschulen und 
in Religionsgemeinschaften, sowie Personen, die in Parteien im Sinne des § 2 
des Parteiengesetzes Vorstandsämter auf Landes- oder Bundesebene 
bekleiden, dürfen der Veranstaltergemeinschaft nicht angehören. Satz 2 gilt 
nicht für Mitglieder der Veranstaltergemeinschaft nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 sowie 
für höchstens eines der nach § 62 Abs. 3 zu entsendenden Mitglieder.  
 

(3)  Die Mitgliedschaft im Verein endet, wenn die Frist nach § 62 Abs. 5 und § 63 
Abs. 3 abgelaufen ist, die Dauer der Zulassung abgelaufen ist, die Zulassung 
zurückgenommen oder widerrufen ist oder wenn ein Mitglied aus der Stelle oder 
Organisation, von der es bestimmt worden ist und der es zu diesem Zeitpunkt 
angehörte, ausgeschieden ist.  
 

(4)  Scheidet ein Mitglied aus dem Verein aus, richtet sich die Nachfolge nach §§ 
62, 63.  
 

(5)  Für nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 bestimmte Mitglieder finden §§ 63 Absatz 2, 113 
Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 Satz 2 der Gemeindeordnung und § 26 Absatz 
5 Satz 1, 3, 4 und 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen keine 
Anwendung.  
 

(6)  Der LfM ist die ordnungsgemäße Bestimmung beziehungsweise Wahl der 
Mitglieder der Veranstaltergemeinschaft unverzüglich anzuzeigen. Einzelheiten 
werden in einer Satzung geregelt; diese Satzung bedarf der Genehmigung der 
für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde. 

 



 
§ 95  

Rechte und Pflichten, Kontrahierungsverbot  
 

(1)  Die ordentlichen oder stellvertretenden Mitglieder der Medienkommission sind 
ehrenamtlich tätig. Sie haben bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die 
Interessen der Allgemeinheit zu vertreten und sind hierbei an Aufträge oder 
Weisungen nicht gebunden.  
 

(2)  Sie dürfen an der Übernahme und Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gehindert und 
hierdurch nicht benachteiligt werden. Insbesondere ist eine Kündigung oder 
Entlassung aus diesem Grund unzulässig. Stehen sie in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis, ist ihnen die für ihr Amt erforderliche freie Zeit zu gewähren.  

 


